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W A S  T R E I B T  E U C H  U M ?

32 Fragen. 32 Menschen.

Veränderung beginnt im Kopf.  
Wir haben Bürger*innen, grüne  

Mitglieder, Expert*innen gefragt,  
wo sie die gegenwärtigen und  

kommenden Herausforderungen  
sehen: für sich selbst, unsere  

Gesellschaft und das ganze Land. 

Ein Magazin als offener Denkraum.
Impulse für den 

Wahlprogrammprozess 2025. 

Ü B E R  136.000 M I T G L I E D E R

zählten wir schon am 30. September 
2024! Wir werden immer mehr!

Selbst in unruhigen Zeiten wachsen 
wir weiter. Danke, dass ihr dabei seid!

Danke, dass ihr so viele neue Mit-
glieder geworben und sie freundlich 
aufgenommen habt. Wir freuen uns 
über jede und jeden, der mit uns für 

mehr Klimaschutz, mehr Gerechtigkeit, 
eine starke Demokratie, eine vielfältige  

Gesellschaft und Zusammenhalt kämpft.
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Liebe Freund*innen, 

wir haben bei den Europawahlen und den letzten Landtagswahlen sehr bit-
tere Niederlagen erlebt. Die Ergebnisse haben dazu geführt, dass sich un-
sere Partei in der tiefsten Krise seit Langem befindet. Wir sind davon über-
zeugt: Es ist nötig und möglich, aus der Krise wieder herauszukommen. Dafür 
braucht es einen Neuanfang. Als Bundesvorstand wurden wir gewählt, um 
die Partei bestmöglich zu führen. Dieser Verantwortung kommen wir nach. 

Wir haben uns deshalb entschieden, die Partei darum zu bitten, auf der 
kommenden BDK einen neuen Bundesvorstand zu wählen. 

Es war uns eine große Freude, aber vor allem ein Privileg, unserer Partei  
als Bundesvorstand dienen zu dürfen. Wir wollen jetzt alles dafür tun,  
dass wir alle gestärkt in das nächste Jahr und die Bundestagswahl 2025  
gehen können. Denn es geht hierbei nicht nur um unsere Partei. Es geht 
auch darum, welchen Weg das Land nach diesen Wahlen einschlägt. Wir  
wollen dazu beitragen, dass eine Zukunft des Friedens, der Freiheit, der  
Gerechtigkeit und des Klimaschutzes in Deutschland möglich ist. 

Wir möchten uns an dieser Stelle bei euch allen bedanken: für die gemein-
same Zeit, die Zusammenarbeit und vor allem euer großes Engagement  
für unsere Partei. Unser besonderer Dank gilt den Mitarbeiter*innen der 
Bundesgeschäftsstelle, die mit hoher Kompetenz und Expertise jeden Tag 
daran arbeiten, grüne Politik für dieses Land zu machen. 

Es wird ein intensiver Wahlkampf werden – und es gibt viel zu gewinnen. 
Gerade in der aktuellen Zeit ist es umso wichtiger, dass es starke Grüne  
in den Parlamenten und Regierungen gibt, die dieses Land voranbringen. 
Auf unserem Parteitag vom 15. bis 17. November in Wiesbaden werden  
wir einen neuen Bundesvorstand wählen.

Herzliche Grüße
Ricarda, Omid, Emily, Pegah, Heiko und Frederic

Wir sagen Danke!

V.l.n.r:  
Ricarda Lang,  
Pegah Edalatian,  
Heiko Knopf,  
Omid Nouripour,  
Frederic Carpenter, 
Emily Büning 

Gemeinsam finden wir die 
Antworten für morgen.
Die nachhaltige Transformation der Wirtschaft beginnt 
in den Regionen. Dort sind die mittelständischen Unter-
nehmen – das wirtschaftliche Rückgrat Deutschlands – 
zu Hause. Genauso wie wir, die Sparkassen. Wir begleiten 
Unternehmen als Finanzpartner bei ihrer Entwicklung. 
Wir stehen ihnen beim Umbau auf eine nachhaltige 
 Wirtschaftsweise zur Seite. Gemeinsam gestalten wir 
 eine lebenswerte Zukunft für alle – partnerschaftlich, 
 klimafreundlich, erfolgreich.

Nachhaltiges 
Wirtschaften  
beginnt vor Ort.

Weil’s um mehr als Geld geht.

MUTMUT
machtmacht
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Die gibt es auf dem 
Land nicht. Bus- 
linien fahren zu sel-
ten. Züge sind zu 
oft verspätet. Hier 
müssten wir als 
erstes ansetzen und 
die bestehende  
Infrastruktur zuver-
lässiger machen. 
Aber Verkehr muss 
auch im Kontext 
gesehen werden, 
zum Beispiel mit 
wirtschaftlichen 
Prozessen. Wenn 
mehr Firmen aufs 
Land ziehen, finden 
die Menschen dort 
berufliche Perspek-
tiven – und haben 
kürzere Wege. Das 
sollten wir fördern.

M I C H A E L  G R I M M 
46, lebt im Umland  
einer Großstadt und  
koordiniert an der ETH 
Zürich das Weiterbil-
dungsprogramm Desig-
ning Resilient Regene- 
rative Systems (DRRS). 

Grün sein bedeutet: eine 
gute Zukunft gestalten. 
Veränderungen anstoßen. 
Vorausdenken. Aber auch 
Halt geben. Nicht mit Auf-
geregtheit, sondern mit 
guten Argumenten. Am 
Anfang: steht eine Gegen-
wartsanalyse. Wir haben 
32 Menschen gefragt, wel-
che Fragen sie derzeit  
am meisten beschäftigen. 
Was brennt Bürger*innen 
auf den Nägeln? Was treibt 
grüne Mitglieder um? Wel-
che Denkanstöße haben 
Expert*innen? Ein Kalei-
doskop an Meinungen. Von 
den großen Themen bis 
hin zu den kleinen. Ansät-
ze, die ganz persönlich 
sind, die nachdenklich ma-
chen – und die motivieren. 

I L L U S T R A T I O N E N 
S I L K E  W E R Z I N G E R

Der Klimawandel ist eine Bedrohung, das spü-
ren die Landwirt*innen am eigenen Leib.  
Ernten sind gefährdet und Tiere sterben an der 
Hitze. Die allerwichtigsten Hebel sind hier die 
Wiedervernässung von Mooren, der Umbau der 
Tierhaltung und eine pflanzenbetontere Er-
nährung, also mehr Hülsenfrüchte und Gemüse 
auf dem Teller und auf dem Acker. Die Land-
wirt*innen brauchen lukrative Angebote, wie 
sie nasse Böden alternativ bewirtschaften 
können. Das kann der Anbau von pflanzlichen 
Baustoffen wie Schilf oder die Haltung von 
Wasserbüffeln sein. Tiere werden auch in Zu-
kunft weiter gehalten werden. Aber schon 
jetzt essen immer weniger Menschen Fleisch 
oder ernähren sich gänzlich pflanzlich. Die 
Kennzeichnung der Haltungsform bei Schweine-
fleisch ist ein echter Gamechanger! Sie wird 
nun auch für die Gastronomie kommen und 
Besucher*innen von Restaurants oder Imbissen 
mehr Klarheit bringen. Wichtig ist, die Bäu-
er*innen beim Stallumbau und den Mehrkosten 
zu unterstützen. Dies geschieht mit dem Bun-
desprogramm zum Umbau der Tierhaltung. Zu-
dem wollen wir die Lücken beim Tierschutz 
wie bei der Qualzucht und beim Online-Handel 
schließen. Die Landwirtschaft steht am Schei-
deweg, ein „Weiter so“ ist keine Option. Wir wol-
len landwirtschaftliche Betriebe erhalten und 
sie dabei unterstützen, die Herausforderungen 
der Zukunft zu bewältigen.

M A R I T A  W I G G E R T H A L E  59, war von 2005 bis 2022 
Referentin für Welternährung und globale Agrarfragen 
bei Oxfam Deutschland. Sie wuchs auf einem „schönen 
gemischten“ Bauernhof auf und arbeitet heute bei der 
grünen Bundestagsfraktion im Fachgebiet Agrar, insbe-
sondere im Bereich Tierhaltung. 
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Als Grüne bin ich bei der Bundes-
wehr die Ausnahme, genauso wie 
ich bei den Grünen als Beschäftigte 
der Bundeswehr noch eine Aus- 
nahme darstelle. In jüngster Zeit ist 
es aber zu einer spürbaren Annähe-
rung gekommen. Auch in der grünen 
Bubble, und ich stamme ja selbst 
aus einer friedensbewegten Familie, 
wird die Truppe nur noch selten  
mit Militarismus in Verbindung ge-
bracht. Da hat sich seit Putins An-
griffskrieg nochmal vieles verändert. 
Die Idee, kämpfen zu können, um 
nicht kämpfen zu müssen, wird heu-
te auch von Leuten geteilt, die das 
Wort Wehrfähigkeit vorher nie in 
den Mund genommen hätten. Und 
dabei geht es nicht nur um Budgets 
und Ausrüstung, sondern auch um 
die Menschen dahinter. Gerade in der 
Bundeswehr sind wir darauf ange-
wiesen, als Gruppe zusammenzuhal-
ten. Sonst können wir nicht perfor-
men. Und wer das Beste aus Leuten 
rausholen will, muss sie auch wert-
schätzen. Es ist schon allein deshalb 
so wichtig, die Bundeswehr aktiv 
mitzugestalten, weil gigantische 
Steuergelder in diese Institution flie-
ßen. Man darf diese Debatte nicht 
den anderen überlassen. Gerade, 
weil es viele Baustellen gibt. Ich bin 
seit 2009 bei der Bundeswehr und 
hatte zum Glück persönlich noch 
keine Berührungen mit Rechtsextre- 
mist*innen. Aber klar kenne ich die 
Berichte der Wehrbeauftragten. Und 
natürlich müssen wir auch gegen 
die Diskriminierung von Schwulen 
und Lesben vorgehen und mehr 

Frauen beschäftigen. Respekt, Tole-
ranz und Pluralismus sind Werte, 
die auch innerhalb der Bundeswehr 
gelten müssen – schließlich sind 
sie es ja, die geschützt werden sollen. 
Die Idee, sich trotz Hierarchie und 
Befehlsstrukturen auch kritisch ein-
bringen zu können, ist in der DNA 
der Bundeswehr angelegt. Das ist mit 
dem Begriff der „inneren Führung“ 
gemeint. Der Soldat und die Soldatin 
sollen aus einer inneren Überzeu-
gung heraus handeln. Und im Ideal-
fall setzen sich die 200.000 Men-
schen in der Bundeswehr auch in 
ihrem privaten Umfeld aktiv für die 
freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung ein. 

Je wichtiger der Begriff der Nach-
haltigkeit in der Gesellschaft ist, 
desto stärker setzt er sich auch in 
der Bundeswehr durch. Und ja, das 
Bewusstsein hat sich verändert und 
es ist inzwischen ein Kerninteresse 
geworden, ressourcenschonend zu 
arbeiten. Zum Beispiel beim Einsatz 
von Kraftstoffen. Es gibt Projekte wie 
„Green Barracks“, also klimaneutra- 
le Kasernen. Und es gibt auch Men-
schen, die sich damit beschäftigen, 
wie der Klimawandel die Aufgaben 
der Bundeswehr verändern wird.

I M K E  K Ü G E L E  45, ist zivile Beschäftigte 
der Bundeswehr. Sie ist als Juristin im Bundes- 
ministerium der Verteidigung tätig und  
Vorsitzende des Vereins BundeswehrGrün e.V.

Ich halte es für daneben, immer 
Jung gegen Alt zu positionieren und 
einen Konflikt zwischen den Gene-
rationen heraufzubeschwören. Wir 
geben uns gegenseitig mehr als wir 
uns nehmen. In Wirklichkeit liegen 
unsere Interessen ganz nah beisam-
men. Mir fällt da zum Beispiel das 
gute Konzept der „Age-friendly cities“, 
der altersfreundlichen Städte, ein. 
Von längeren Grünphasen an der 
Ampel und mehr Bänken in der Stadt 
profitieren Kinder und Jugendliche 
genauso wie ältere Menschen. Auch 
unsere Situation ist ähnlich: Die ei-
nen werden noch nicht, die anderen 
nicht mehr gehört und beteiligt. 
Jung und Alt sollten sich deshalb 
zusammentun und eine gesellschaft-
liche Klammer bilden. Wenn wir  
solidarisch sind, dann können wir 
viel bewirken.

C H R I S T A  M A R K L -V I E T O  72, ist seit 
über 40 Jahren Mitglied der Grünen,  
lebt in Berlin und steht zusammen mit Dirk 
Schmidtmann, 69, den Grünen Alten vor. 

Unsere Energiegenossenschaft 
hier in Weimar und Umland ist 
zuletzt stark gewachsen. Mittler-
weile haben wir 430 Mitglieder. 
Wir nehmen die Energiewende 
selbst in die Hand, indem wir 
privates Geld einbringen, unser 
Wissen an andere weitergeben 
und in Netzwerken kooperieren. 
Jede PV-Anlage und jedes Wind-
rad sind deutliche Zeichen und 
können dabei helfen, grüne Ideen 
auch hierzulande sichtbar zu 
verankern. Ein erkennbarer Trend 
ist, dass immer mehr Unterneh-
men mit uns zusammenarbeiten 
und unsere günstige Energie 
nachfragen. Damit sichern wir 
auch Arbeitsplätze vor Ort. 

M A R C E L  S C H W A L B A C H  33, ist 
Vorstand der Energiegenossenschaft Ilmtal 
in Thüringen, Er promoviert im Bereich 
Umwelt- und erneuerbare Energien-Mana- 
gement an der FH in Erfurt. 

Wir müssen Umwelt- und Naturschutz mit 
pragmatischen Lösungen und zusammen mit 
den Menschen gestalten. Intakte Ökosysteme 
sichern unsere Lebensgrundlagen und auch den 
sozialen Frieden. Das sollten auch wir Grüne 
uns immer wieder ins Gedächtnis rufen. Die 
Grundhaltung dabei ist: Wir schützen unsere 
Natur, damit sie uns schützen kann. Nur wenn 
unsere Wälder, Böden und Moore gesund und 
intakt sind, können sie Kohlendioxid speichern, 
ausreichend Wasser liefern und die Arten- 
vielfalt sichern. Wir müssen in unseren Zielen 
klar sein und offen, was mögliche Wege an-
geht. Auch wenn die Zeit drängt und der Hand-
lungsbedarf groß ist, müssen wir die Menschen 
vor Ort mitnehmen, zum Beispiel die Land-
nutzenden in der Landwirtschaft. Wenn die 
Rahmenbedingungen passen – mehr Geld für 
ökologische Maßnahmen, mehr gegenseitiges 
Vertrauen, weniger Bürokratie – können wir 
schnell und gemeinsam handeln. 

M A R I A  W I ß M I L L E R  37, ist seit zehn Jahren  
bei den Grünen und zusammen mit Björn Stockhausen  
Sprecher*in der Bundesarbeitsgemeinschaft Ökologie.  
Als Allgäuerin sieht sie jeden Tag, wie wichtig gesunde  
Natur für den Menschen ist. 

Wir in Hannover glauben, 
dass Straßen vor allem 
den Menschen gehören. 
Deshalb müssen wir unse-
re Innenstädte neu den-
ken: Mehr Aufenthaltsqua-
lität, soziale Angebote 
oder Events kämen auch 
dem Einzelhandel zugute. 
Zudem merken wir, mit 
Blick auf die Klimakrise, 
aber auch auf immer län-
gere Staus, dass bei vie- 
len der Wunsch nach einer 
alternativen Mobilität  
besteht. Das Fahrrad ist 
an dieser Stelle unschlag-
bar, doch dafür brauchen 
wir eine gute und sichere 
Infrastruktur. Den Durch-
gangsverkehr und das Stra-
ßenrandparken auf öf-
fentlichen Flächen wollen 
wir aus den Innenstädten 
rausbekommen. Wer auf 
das Auto angewiesen ist, 
findet in Parkhäusern mit 
digitalem Zugang zuver-
lässig und schnell einen 
Parkplatz. Den frei werden-
den Raum können wir  
öffnen und ihn, gerade mit 
Blick auf heiße Sommer, 
mit Wasser und Grün neu 
gestalten. Davon profitie-
ren alle!

B E L I T  O N A Y  43, stammt aus 
Goslar, entdeckte aber als Jura- 
student seine Liebe zu Hannover. 
Seit 2019 regiert er die Stadt  
als Oberbürgermeister.
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Mehr Verlässlichkeit. Wir befinden uns 
in einer Situation, in der große Investi- 
tionen getätigt werden müssen, damit 
unsere Wirtschaft beides schafft: hoch 
wettbewerbsfähig sein und CO2-neut- 
ral produzieren. Ein einfaches Mittel, die 
Unternehmen dabei zu unterstützen, 
wären dauerhaft verbesserte Abschrei-
bungsmöglichkeiten. Von unseren 
mehr als 250 Mitgliedern in der Wirt-
schaftsvereinigung der Grünen hören 
wir immer wieder, dass diese Maßnahme 
viel effizienter wäre als häufig wech-
selnde aufwändige Förderprogramme. 
Und: Der Bürokratieabbau muss drin-
gend noch weiter verschärft werden. 
Knappe und teure Arbeitskräfte etwa für 
immer neues kompliziertes Nachhaltig-
keits-Reporting einstellen, das kann 
sich kaum jemand leisten. Man sollte 
sich in dieser schwierigen Lage auf Maß-
nahmen konzentrieren, die unsere wirt-
schaftliche Stärke erhalten. Es gibt in 
den Unternehmen durchaus Unterstüt-
zer*innen nachhaltiger Wirtschaftspo- 
litik. Deren Stimmen werden auch wie-
der lauter werden, wenn die Dinge fo-
kussiert weiter vorangebracht werden.

H E I K E  D I S C H E R  48, ist kaufmännische  
Geschäftsführerin eines mittelständischen Unter-
nehmens und eine der Vorstandsvorsitzenden  
der Wirtschaftsvereinigung der Grünen, die sich 
mit dem Grünen Wirtschaftsdialog zu einem  
Verband zusammengeschlossen hat.

Die Medienvielfalt in Deutschland ist 
vor allem deshalb in Gefahr, weil die 
großen Werbebudgets zu den digitalen 
Plattformen abgewandert sind. Ich bin 
ein Fan des österreichischen Systems, 
wo die riesigen Gewinne internationaler 
Medienkonzerne besteuert werden, um 
örtliche Medien wie etwa Lokalpresse 
oder Radio staatsfern zu unterstützen. 
Nach bestimmten Kriterien natürlich. 
Ob sie ausbilden beispielsweise und ob 
sie gesellschaftliche Aufgaben wie  
Information, Kultur und Bildung erfüllen. 
Bei den Öffentlich-Rechtlichen braucht 
es Reformen und bessere Kooperationen, 
aber es ist essenziell, den Förderalis-
mus zu erhalten und die Vielfalt durch 
zusätzliche Angebote für neue Gesell-
schaftsgruppen zu erweitern. 

S A N N E  K U R Z  51, hat Filme gemacht  
und als Kamerafrau und Dozentin an der Hoch- 
schule für Film und Fernsehen in München  
gearbeitet. Seit 2018 sitzt sie für die Grünen  
im Bayerischen Landtag. 

Der Handel muss fairer 
werden. Das ist der Grund, 
warum wir FoodHub, unse-
ren Mitmach-Supermarkt, 
gegründet haben. In 
Deutschland bestimmen 
vier Konzerne den Lebens-
mittelmarkt, und der ist 
knallhart. Man hat die Kon- 
sument*innen jahrzehnte-
lang an Niedrigstpreise ge-
wöhnt. Viele Landwirt*innen 
zahlen drauf. Wir kaschie-
ren das mit Subventionen. 
Und die Handelskonzerne 
profitieren von diesen Steu-
ergeldern. Aber wir können 
gegensteuern. Als Konsu-
ment*innen und als Unter-
nehmer*innen. Wenn wir 
kleine Höfe erhalten wollen, 
müssen wir im Handel Al-
ternativen schaffen. Wir bei 
FoodHub zahlen den regi- 
onalen Bauern gute Preise 
und nehmen auch kleine 
Mengen ab. Heute morgen 
kam wieder einer mit einer 
Kiste Pflaumen. Bei Food-
Hub können wir unsere Ware 
20 Prozent billiger anbie-
ten als in vergleichbaren 
Geschäften. Das geht, weil 
unsere 2.400 Mitglieder 
im Monat jeweils drei Stun-
den mitarbeiten. 

K R I S T I N  M A N S M A N N 
52, wuchs auf einem Selbstver-
sorgerhof in Brandenburg auf,  
arbeitete als Juristin und ist eine 
der Gründer*innen des partizi- 
pativen Bio-Supermarkts FoodHub. 
Sie ist leidenschaftliche Imkerin. 
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Wir befinden uns in einer Phase, in der 
sich die geopolitische Polarisierung, 
insbesondere zwischen China und den 
USA, immer weiter zuspitzt. Gleichzei- 
tig sehen wir, dass sich eine Reihe von 
Staaten in Afrika, Lateinamerika und 
Asien nicht in ein Lager pressen lassen 
will. Daraus leiten diese Länder den 
Anspruch ab, sich in internationale Foren 
einzubringen und die multilaterale 
Weltordnung zu gestalten. Sie pochen 
auf ihre Mitbestimmungsrechte und 
fordern Reformen. Als Deutschland 
und die EU sollten wir versuchen, auf  
Partner zuzugehen, die bereit sind, in 
bestimmten Politikfeldern zu kooperie-
ren. Natürlich ist das eine Gratwande-
rung, weil deren Werte und Perspektiven 
logischerweise mitberücksichtigt wer-
den und wir dementsprechend kompro-
missbereit sein müssen. Doch ist es 
auch eine Chance, internationale Koope-
ration aktiv zu gestalten. Vertreter*in-
nen der Bundesregierung haben sehr 
viele Reisen in verschiedene Regionen 
unternommen, um unsere Beziehun- 
gen zu diversifizieren. Das ist nicht nur 
wichtig, um neue Handelsbeziehun- 
gen aufzubauen, sondern auch um eine 
Zusammenarbeit in Klima- und Nach-
haltigkeitsfragen und anderen Politik-
feldern zu gestalten.

D R . M E L A N I E  M Ü L L E R  40, ist Wissen-
schaftlerin und Ko-Leiterin der Themenlinie  
„Kooperation im Kontext systemischer Rivalität“ 
bei der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP).

Für jede Form von Kreativität 
braucht es Räume: Probenräume 
für Bands, Ateliers für Künst-
ler*innen, kleine Clubs für Kon-
zerte, Orte für Theater und Dis-
kussionen. Inzwischen scheint 
auch die letzte alte Fabrik luxus- 
renoviert zu sein und die Mög-
lichkeiten, bezahlbare Räume  
zu finden, geht gen Null. Viele 
Clubs müssen wegen ständig 
steigender Mieten dicht machen. 
Jugendzentren werden in Zeiten 
knapper Kassen geschlossen. 
Dabei hat sich gerade während 
der Pandemie gezeigt, wie wich-
tig solche Begegnungsstätten 
sind. Wenn sie verschwinden, rei-
ben sich rechte Manipulator*in-
nen die Hände: Es gehört nicht 
umsonst zur Taktik der AfD, die 
Schließung solcher Zentren vor-
anzutreiben. Diese Orte bereit-
zustellen fördert eben nicht nur 
kulturelles Leben, sondern auch 
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt. Wenn Städte die Lizen-
zen für Hallen und Veranstal-
tungsgelände vergeben, ist die 
Versuchung groß, das bessere 

Angebot (eines mächtigen Konzerns) 
anzunehmen. Als Folge werden  
die Veranstaltungskosten sowohl 
für Bands als auch für das Publi- 
kum extrem in die Höhe getrieben. 
Konzerte zu fairen Eintrittspreisen 
sind an solchen Orten dann nahezu 
unmöglich. Das führt zur Verküm-
merung von kultureller Vielfalt. Und 
noch ein anderer Punkt: Künst-
ler*innen sollten für das Ergebnis ih-
rer Arbeit angemessen bezahlt wer-
den und darüber bestimmen können, 
wann und wo ihre Werke verkauft, 
angeboten und genutzt werden. 
Dieses Prinzip sollte die Grundlage 
des Urheberrechts sein und ist  
vor allem für diejenigen wichtig, die 
nicht die großen Hallen füllen. 
Schließlich geht es auch hier um 
den Erhalt kultureller Vielfalt.

A N D R E A S  F R E G E  62, bekannt als  
Campino, ist Sänger, Songwriter, Schauspieler,  
Autor, Literaturdozent und Frontmann der  
Toten Hosen. Im Herbst erscheint sein neues 
Buch Kästner, Kraftwerk, Cock Sparrer. Eine  
Liebeserklärung an die Gebrauchslyrik.

„Zusammenhalt“ ist ein Modewort unse- 
rer Zeit, ebenso wie die „gesellschaft- 
liche Spaltung“ als sein Gegenteil. Darin 
drückt sich eine Sehnsucht nach Über-
sichtlichkeit aus, die verständlich ist, 
aber leicht ins Konservative abrutscht. 
Man stellt sich eine Bullerbü-Welt vor, in 
der keiner aus der Reihe tanzt. Fast wie 
selbstverständlich wird „Zusammen-
halt“ auch mit der Nation gleichgesetzt. 
Die progressive Vision ist eine andere: 
Hier definieren Freiheit, Gleichheit und 
Solidarität den politischen Horizont. 

Wir Angehörige moderner Gesellschaf-
ten leben – ob wir wollen oder nicht – 
in engster Abhängigkeit voneinander. 
Durch die arbeitsteilige Organisation der 
Wirtschaft, durch die Lohnabhängigkeit 
der großen Mehrheit, aber auch durch 

die Form unseres Zusammenlebens in 
Städten. Die Frage ist, wie es sich so 
einrichten lässt, dass dieser Funktions-
zusammenhang nicht zu einem „stahl-
harten Gehäuse“ des Zwangs wird, wie 
Max Weber es nennt, sondern Freiheit 
und kollektive Handlungsfähigkeit er-
möglicht. Die Antwort: Durch eine im-
mer weitergehende Demokratisierung 
der Politik, der Wirtschaft und des All-
tagslebens. Gerade weil der demokrati-
sche Prozess die Entscheidungsgewalt 
aus den Händen weniger in die Hände 
vieler überführt, bringt er unweigerlich 
Konflikte mit sich. Zudem ist die Aus-
tragung von Streit selbst Zeichen einer 
lebendigen Demokratie. Wir sollten Kon-
flikte also durchaus als Teil eines ge-
sunden Gemeinwesens betrachten und 
nicht zu schnell nach Zusammenhalt 

rufen. Bedrohlich ist nicht der 
Konflikt an sich, sondern der Ver-
such, die Demokratisierung unse-
rer Gesellschaft aufzuhalten oder 
zurückzudrehen. Sei es durch  
autoritäre Politik, sei es durch 
den Angriff auf Arbeitnehmer*in-
nenrechte oder sei es durch  
die Abwertung von Migrant*innen,  
TransPersonen oder anderen  
Mitgliedern unserer Gesellschaft.

L I N U S  W E S T H E U S E R  35, ist Sozio-
loge und Politikwissenschaftler an der 
Humboldt-Universität zu Berlin. Er ist Mit- 
autor von Triggerpunkte. Konsens und 
Konflikt in der Gegenwartsgesellschaft 
(Suhrkamp). Die These des Bestsellers: 
Polarisierung kommt nicht so sehr aus  
der Gesellschaft selbst, sondern wird vor  
allem durch „Polarisierungsunterneh-
mer*innen“ in der Politik geschürt.
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einen Denkprozess an. Jede und jeder 
kann sich einbringen und Stamm-
tischparolen charmant kontern. 

Es gibt ja diesen schönen Witz: Ich 
kann alleine sowieso nichts ändern, 
sagen täglich Millionen von Men-
schen. Wenn sich alle am Riemen 
reißen und nicht auf Teufel komm 
raus um die Welt fliegen, dann ge-
winnen wir Zeit. Und die brauchen 
wir, um das System umzubauen. Zu-
kunft wird gemacht – und sie kann 
auf jeden Fall besser werden als die 
Gegenwart. Auch ich habe manch-
mal Angst, aber dann schau ich auf 
die Dinge, die schon gut laufen.  
Die globale Energiewende zum Bei-
spiel. Vor 15 Jahren sah die Lage 
noch düster aus, jetzt gehen die Aus-
bauzahlen für erneuerbare Energien 
durch die Decke. Klar, es muss noch 
viel passieren. Aber wir haben das 
Steuer des Tankers, der in Richtung 
Eisberg unterwegs ist, herumgeris-
sen. Er wendet zwar träge, aber wir 
haben eine Chance, das alles zu ei-
nem guten Ende zu bringen. Da bin 
ich Optimist.

J A N  H E G E N B E R G  45, ist Blogger und  
Autor. Als Graslutscher widerlegt er Schein- 
argumente gegen Klimawandel, Energie- 
wende und pflanzliche Ernährung. Das Mittel 
seiner Wahl: Humor. Vor kurzem erschien 
sein neues Buch Klima-Bullshit-Bingo.

Was wäre, wenn wir uns mal vor-
stellen, dass alles gut geht – statt 
immer zu diskutieren, was alles 
schief gehen könnte. Wir können in 
einer besseren, schöneren und le-
benswerteren Welt leben. Mit ruhi-
gen und luftigen Städten, einer  
sicheren und sauberen Energiever-
sorgung und einem europäischen 
Hochgeschwindigkeitsnetz mit Nacht-
verbindungen. Eine positive Vision, 
ein gutes Bild von der Zukunft ist 
ganz wichtig – ohne natürlich dabei 
die Gefahren und Risiken runterzu-
spielen. Wenn Menschen kein Ziel 
vor Augen haben, dann fällt Verän-
derung viel schwerer. 

Das hat auch die Klimabewegung 
lange Zeit nicht bedacht. Sie ist zu 
wenig auf die menschliche Psyche 
eingegangen. Der Fokus lag auf den 
Gefahren, Risiken und der Apoka-
lypse. Aber die wenigsten stellen ihr 
Leben aufgrund schlimmer Bilder 
und Grafiken um. Apokalypse schreckt 
ab. Viele Menschen haben sich zu-
rückgezogen. Oder sie beharren auf 
den Status quo und verklären die 
Vergangenheit. In dieser Abwehrhal-
tung erscheinen die üblichen Stamm- 
tisch-Bullshit-Narrative in den sozi- 
alen Medien attraktiv. Aber die Son-
ne scheint nachts nicht! Aber China! 
Aber in E-Autos ist Lithium! Ich will 
diesen Blödsinn nicht unwiderspro-
chen stehen lassen. Es ist zwar oft 
nicht einfach, bei der Komplexität 
der Themen einen Kontrapunkt zu 
setzen. Aber es geht. Selbst, wenn 
man das Gegenüber nicht überzeugt, 
bekommt man so vielleicht wenigs-
tens einen Fuß in die Tür oder stößt 

… orientiert sich daran, welche Kom-
petenzen unsere Kinder in der Welt 
von morgen brauchen. Wichtig ist, 
dass Kinder mit Krisen und Verän-
derungen aufgeschlossen und opti-
mistisch umzugehen lernen. Dazu 
müssen sie Vertrauen in ihre eigenen 
Fähigkeiten und Möglichkeiten ent-
wickeln. Sie müssen gut mit anderen 
zusammenarbeiten und gemeinsam  
Lösungen finden können. Wissen 
allein steht für mich nicht mehr an 
erster Stelle, diesbezüglich stützen 
wir uns ja bereits jetzt auf KI und 
Internet. Dieser Wandel ist längst  
in viele Lehrpläne eingegangen. 
Trotzdem ist, gerade an höheren 
Schulen, der Unterricht oft nach  
wie vor traditionell: Wer wie viele 
Hefteinträge wie gut gelernt hat, 
lässt sich in schriftlichen Aufgaben-
formaten einfach abprüfen; die  
Bewertung hält im Zweifel auch 
Klagen von Anwälten stand. Wie  
gut sich ein Kind bei einer Projekt-
arbeit in der Gruppe bewährt, kann 
ich nur lernwirksam rückmelden, 
wenn ich die Schüler*in während 
dieser Phase nach festen Kriterien 
beobachte. Ein einfaches „richtig“ 
oder „falsch“ gibt es nicht, vielmehr 
gerät der wertvolle Lernprozess  
in den Fokus und die Frage, wie sich 
das Kind in vielen Kompetenzberei-
chen weiterentwickeln kann. Wir 
müssen alte Muster aufbrechen und 
zu einer neuen Balance finden zwi-
schen Wissenserwerb und der Ver-
mittlung von Fähigkeiten, die schon 
heute in der Realität und im Wirt-
schaftsleben unverzichtbar sind.

M A R I A  43, unterrichtet mit großer 
Leidenschaft an einer Mittelschule.
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Die ideale Mobilität sieht so aus, 
dass wir uns überall mit genau dem 
Verkehrsmittel fortbewegen kön-
nen, mit dem wir gerne unterwegs 
sind, also auch – aber nicht nur – 
mit dem Auto. Schaut man auf die 
Schweiz, Tschechien oder Österreich, 
zeigt sich, dass die Menschen starke 
Alternativen sehr wohl nutzen; dort 
fahren die Menschen europaweit 
pro Jahr am meisten Kilometer mit 
der Bahn. Deshalb braucht man Ver-
zicht gar nicht so laut zu predigen. 
Besser lockt man mit Angeboten wie 
dem Neun-Euro-Ticket Leute in  
die öffentlichen Verkehrsmittel, die 
diese sonst nie benutzt hätten. Da-
mit kommt man weiter als mit dem 
Versuch, antrainiertes Verhalten 
aufzubrechen und damit verknüpf-
te Subventionen auf einen Schlag 
abzubauen. Allerdings müssen 
Kommunen, Länder und der Bund 
in Vorleistung gehen. 

J O N A S  P R A D E  26, begleitete als  
Verkehrsingenieur Bahnprojekte in  
Baden-Württemberg und arbeitet inzwischen  
als wissenschaftlicher Mitarbeiter.

Wenn es um die innere Sicherheit 
geht, führen wir – nicht nur im Mo-
ment – die falsche Debatte. Das sub-
jektive Sicherheitsgefühl der Men-
schen ist stark von islamistisch mo- 
tivierten Attentaten und dem damit 
verbundenen Ohnmachtsgefühl ge-
prägt. Getrieben von CDU und AfD 
macht sich zudem die Vorstellung 
breit, man könne Sicherheits- mit 
Migrationspolitik gleichsetzen. Kri-
minalität und Terrorismus können 
wir aber nicht einfach abschieben.

Starke Gesetze, zum Beispiel zum 
Waffenbesitz, haben wir eigentlich 
schon. Aber uns fehlen die Mittel, 
um sie durchzusetzen. Die Sicherheits-
behörden wurden jahrzehntelang 
kaputtgespart. Es fehlt zum einen an 
Ausrüstung, vor allem auch an leis-
tungsfähigen Computern. Viele Tä-
ter*innen, etwa der Angreifer auf 
dem Solinger Stadtfest, haben keine 
realen Kontakte mehr zu Terrorist*in-
nen, sondern vernetzen und radika-
lisieren sich im Internet. Wir aber 
arbeiten mit Computern, die geschla-
gene drei Minuten brauchen, um 
überhaupt ins Internet zu kommen, 
oder die keine Social-Media-Seiten 
aufrufen können, weil die Server da-
für nicht ausgelegt sind. Zum ande-
ren kämpfen wir mit einem eklatan-
ten Personalmangel – und das mit 
Ansage! Wir wissen seit den frühen 
2010er-Jahren, dass diese Heraus-
forderung auf uns zukommt, es wurde 
jedoch nicht gegengesteuert. Statt-
dessen finden wir uns in einer Situ-
ation wieder, in der selbst junge 

Kolleg*innen mehrere hundert Über-
stunden angesammelt haben. Wir 
müssen daher zwingend eine langfris-
tige Strategie entwickeln, wie wir 
Personal aufbauen, die Struktur der 
Ausbildung zeitgemäß gestalten 
und den Polizeiberuf für junge Men-
schen wieder attraktiver machen.
Wir müssen aber auch dringend die 
Polizeiwachen modernisieren und 
baulich sanieren – in manchen fällt 
den Kolleg*innen buchstäblich die 
Decke auf den Kopf. Solche Mängel 
wiegen umso schwerer, wenn man 
sich bewusst macht, dass diese Wa-
chen für Polizist*innen oft fast ein 
zweites Zuhause darstellen und die 
Gemeinschaft untereinander für vie- 
le ein ausschlaggebender Grund ist, 
ihren aufreibenden und zum Teil ge-
fährlichen Beruf nicht aufzugeben. Die 
Parteien, die in Umfragen hinsicht-
lich der Sicherheitspolitik die höchs-
ten Kompetenzwerte erzielen – CDU/ 
CSU und SPD –, schweigen derzeit 
zu all diesen Problemen. Stattdessen 
verlieren sie sich in rechten Narrati-
ven oder Symbolpolitik. Genau hier 
haben wir die Chance, mit grüner 
Sicherheitspolitik einen progressiven 
Vorstoß zu wagen – und das Ver-
trauen der Menschen in die Politik 
und die Sicherheit im Land zurück-
zugewinnen.

J A N - D E N I S  W U L F F  31, Arbeiterkind 
und Sohn eines türkischen Einwanderers, war 
Erzieher in einem Aufnahmeheim für Kinder 
und Jugendliche, bevor er zur Polizei ging. Heu-
te ist er dort Personenschützer. Der Beitrag 
beruht auf seinen persönlichen Erfahrungen.

Energetisch sanieren oder abreißen? Wir haben 
uns auch aus ökologischen Gründen für die ener-
getische Sanierung eines Altbaus entschieden: 
neues Dach, neue Fenster, Dämmung der Außen-
flächen, Wärmepumpe… Das Haus wird einen 
Quantensprung in Sachen Energieeinsparung ma-
chen. Ein Kraftakt, nicht nur finanziell. Der büro-
kratische Aufwand: immens. Immer wieder neue 
komplizierte Bauvorschriften und Forderungen 
sowie verschiedene Infos, was förderfähig ist. Am 
Ende große Enttäuschung: Trotz Energieberater 
beläuft sich die Förderung vom Staat auf wenige 
tausend Euro. Wie sollen sich das jemals Men-
schen mit geringerem Einkommen leisten können?

A N N A  M I L L I N G E R- F E D K E  39, und ihr Mann sanie- 
ren ein Einfamilienhaus. Die beiden wollen Ende des Jahres  
einziehen, rechtzeitig zur Geburt ihres ersten Kindes. 

Die Stimmung in Washington 
hat sich seit der Präsident-
schaftskandidatur von Kamala 
Harris sehr verändert. Viele 
junge Leute sind bereit, sich 
zu engagieren. Aber Trump 
ist noch keinesfalls geschla-
gen. Mir macht es Mut, dass 
viele Menschen aus beiden 
Lagern Trumps beleidigende 
und unterschwellig sexisti-
sche Angriffe ablehnen. Ohne 
die Polarisierung in den USA 
schönreden zu wollen, sollte 
man nicht vergessen, dass es 
hier ein sehr breites Spektrum 
an Meinungen und Lebens- 
realitäten gibt. Man findet 
meist auch mit Menschen 
Anknüpfungspunkte, die ganz 
andere Positionen vertreten. 

Und selbstverständlich wür-
de es auf dem working level 
auch im Falle von Trumps 
Wahl transatlantische Bezie-
hungen auf verschiedenen 
Ebenen geben. Was wir Grüne 
von der demokratischen 
Kampagne lernen können? 
Eine lebensnahe Sprache zu 
finden, die über politische 
Gräben hinweg bei den Men-
schen ankommt.

J U L I K A  E N S L I N  27, hat Politik in 
Berlin, Kairo und Georgetown stu-
diert. Sie lebt seit zwei Jahren in den 
USA und ist im Vorstand des Ortsver-
bands der Grünen in Washington D.C. 

ANZEIGE

1 2 D A S  M A G A Z I N  D E R  G R Ü N E N



Viele Studien, wie etwa der Chancen-
monitor des ifo-Instituts, belegen es: 
Wer Eltern mit hohem Einkommen und 
guter Bildung hat, erreicht in Deutsch-
land mit deutlich höherer Wahrschein-
lichkeit ein mindestens ebenso hohes 
Bildungslevel – ganz anders als Kinder 
aus Familien mit niedrigem Einkom- 
men und mit Eltern ohne Abitur. Wenn 
wir echte Chancengleichheit herstel- 
len wollen, müssen wir schon bei den 
Kleinsten ansetzen. Stattdessen sehen 
wir Kinderkrippen und Kitas noch im-
mer als Betreuungsanstalten, die es  
Eltern – vor allem Müttern – ermögli-
chen, einer Erwerbsarbeit nachzuge-
hen. Würden Kinder bereits in der Phase 
des Spracherwerbs von Erzieher*innen 
begleitet, könnten wir Unterschiede, 
die durch das Elternhaus vorgegeben 
sind, viel besser auffangen. Dazu aber 
müssen wir das Netz an Kitas noch  
enger knüpfen, die Arbeit pädagogischer 
Fachkräfte aufwerten – und Einrich-
tungen für kleine Kinder genauso be-
handeln wie andere Bildungseinrich-
tungen. Perspektivisch ermöglicht dies 
auch Eltern eine bessere Vereinbar- 
keit von Beruf und Familie. Damit ver-
bunden ist natürlich auch eine finan- 
zielle Kernfrage: Was ist es uns als  
Gesellschaft wert, dass jedes Kind mit 
den gleichen Chancen in sein Leben 
starten kann? 

Y V O N N E  E V E R H A R T Z  39, ist Referentin  
in der Bundesstiftung Gleichstellung. Die  
Politologin setzt sich auch leidenschaftlich  
gegen Antifeminismus ein.

Mein Vater ist Ende der 1950er-Jahre aus 
dem Iran zum Studium nach Deutschland 
gekommen. Ich bin hier geboren und auf-
gewachsen, zur Schule und Hochschule 
gegangen, hier habe ich eine Familie ge-
gründet. Deutschland ist meine Heimat, 
mein Land. Das Gefühl, nicht dazuzugehö-
ren, hatte ich nie – bis jetzt. Rechtsextre-
mes Gedankengut frisst sich durch die Ge-
sellschaft. Eine Spirale hat sich in Gang 
gesetzt, die mich an die Jahre von 1933  
bis 1945 erinnert. Nur dass die extremen 
Rechten heute moderner daherkommen. 
Die AfD ist auf TikTok bei Erstwählenden 
doppelt so erfolgreich wie alle anderen 
Parteien zusammen. Ihre oft wiederholten 
Inhalte wirken auf das Bewusstsein der 
Menschen. Das merke ich, wenn ich in den 
sozialen Medien versuche, Lügen sachlich 
zu kommentieren. Inzwischen mache ich 
das unter einem Pseudonym, der Tonfall 
ist bedrohlich geworden. Mein Unbehagen 
wächst. Mein Alptraum wäre, wenn die 
AfD in meinem Bundesland an die Regie-
rung käme. Ich müsste mir ernsthaft Sor-
gen machen, dass sie mich, einen deut-
schen Staatsbürger, auf dem Radar hätten, 
ich Rede und Antwort stehen, mich recht-
fertigen müsste – allein wegen meines 
fremd klingenden Namens. Wir dürfen es 
uns aber auch nicht zu leicht machen. Es 
gibt Gründe, warum die AfD Menschen 
einfängt. Integration ist kein Selbstläufer. 
Das weiß ich von meinem Vater, der es 
nicht geschafft hat, ganz in Deutschland 
anzukommen. Er ging zurück in den Iran. 
Wir müssen den Menschen, die wir auf-
nehmen, mehr eigene Integrationsleistung 
abverlangen. Und es gibt kaum Schnitt-
mengen, wo wir einander begegnen. Das 
muss sich ändern.

R A M I N  64, arbeitet als Steuerberater. 

Sicherheitspolitik ist 
genauso Zukunftspoli-
tik wie Klimapolitik. 
Klar kann man immer 
behaupten, dass es 
schon nicht so schlimm 
kommen wird. Aber 
das hat bei der Klima-
krise auch nicht funk- 
tioniert. Es geht jetzt 
darum, zukünftigen 
Generation ein Leben 
in Freiheit zu ermög- 
lichen. Wir können 
nicht in Putins Kopf 
schauen, aber es ist 
entscheidend, dass wir 
die Zeit nutzen, um 
ihn davon abzuhalten, 
weitere Staaten zu 
überfallen. Alles ande-
re wäre fahrlässig.  
Der Vorwurf der Kriegs- 
treiberei ist absurd 
und perfide. Weil wir 
ja gerade keinen Krieg 
in Europa wollen,  
und das lässt sich nur 
verhindern, indem  
wir denjenigen, die 
eindeutig auf Gewalt  
setzen, militärisch kla-
re Grenzen setzen.

P E T E R  H E I L R A T H  
55, ist Jurist, Filmproduzent 
und Menschenrechtspoli- 
tiker. Zudem ist er Sprecher 
der grünen Bundesarbeits- 
gemeinschaft Frieden & Inter- 
nationales.

1 5D A S  M A G A Z I N  D E R  G R Ü N E N



Warum haben die Erfolge der Koa-
lition nicht überzeugt? 
Meier: Weil es im Wahlkampf ext-
rem wenig um Inhalte ging, die tat-
sächlich in den Ländern entschie-
den werden. Und offenbar, so selbst-
kritisch müssen wir sein, sind wir 
mit unseren Themen der vergange-
nen fünf Jahre nicht durchgedrun-
gen. Die Wahl hat aber auch gezeigt, 
dass wir in unserer Arbeit vor Ort 
erfolgreich sein können: 2019 hat-
ten wir erstmals drei Direktwahlkrei-
se gewonnen. Es ist uns trotz schwie- 
riger Bedingungen gelungen, zwei 
dieser drei Wahlkreise zu verteidigen. 

Was lässt sich daraus für die Grünen 
über Sachsen hinaus ableiten?
Meier: Wir müssen auf die Fragen 
eingehen, die die Menschen konkret 
bewegen – und darauf Antworten 
und Lösungen finden. Aber wir müs-
sen auch bei unseren Kernthemen, 
insbesondere beim Klimaschutz, wei-
ter eine klare Haltung zeigen. Eine 
Herausforderung über die wir nach-
denken müssen: Wir sind eine Par-
tei, die gerne Inhalte in den Vorder-

Nach einem aggressiven Wahl-
kampf, bei dem die Grünen auch 
von ihrem Koalitionspartner  
CDU massiv attackiert wurden, 
geht es zurück in die Opposition. 
Meier: Ja, so sieht es aus. Wobei 
sich zunächst zeigen muss, ob CDU 
und SPD mit Frau Wagenknecht  
koalieren wollen und können. Diese 
Frage und die Konsequenzen dar-
aus, insbesondere für den außen- 
und sicherheitspolitischen Kurs von 
CDU und SPD, haben Bedeutung 
weit über Sachsen hinaus. 

grund stellt, doch die Öffentlichkeit 
fokussiert sich auf einzelne Personen, 
mit denen man sich bei drängenden 
Themen identifizieren kann. Und wir 
brauchen wieder mehr Leichtigkeit bei 
der Vermittlung unserer Inhalte. 

Das Thema Klimaschutz hat im Wahl-
kampf keine Rolle gespielt, es gerät 
auch bundesweit ins Hintertreffen.
Meier: Ja, dabei sind wir alle ständig 
mit den Folgen – Hochwasser, Hitze, 
Dürre – konfrontiert. Diese Themen 
berühren alle Bürger*innen elementar, 
aber bei Wahlentscheidungen spielen 
sie kaum noch eine Rolle. Trotzdem 
müssen wir weiterhin mit Dringlichkeit 
für Klimaschutzmaßnahmen werben, 
Allianzen mit der Wirtschaft weiter aus-
bauen, schlicht und einfach dranblei-
ben: direkt vor Ort, aber auch im Bund 
und in Europa.

Wie können junge Wähler*innen zu-
rückgewonnen werden, insbesondere 
auf TikTok? 
Meier: Wir waren hier erst spät präsent, 
auch weil wir wegen der chinesischen 
Einflusssphären zurückhaltend waren. 
Hier müssen wir besser werden. Und 
wir müssen eine Stimmung erzeugen, 
die dazu führt, dass Menschen sich 
wieder öffentlich hinstellen und sagen, 
wie wichtig grüne Politik ist. Wenn 
CDU oder SPD bei Wahlen ein paar Pro-
zentpunkte mehr haben als die Rechts-
extremisten, dann beruhigt das vielleicht 
das Gewissen. Der Einsatz für Natur-
schutz, Minderheiten und demokratische 
Jugendclubs ist dafür aber womöglich 
aus dem Parlament geflogen. 

Im Wahlkampf haben Sie mit viel  
Gegenwind gekämpft. 
Meier: Wir hatten schon vor der Europa- 
wahl Angriffe auf Politiker*innen und 
Wahlkampfteams. Das macht etwas mit 
den Mitgliedern und Engagierten, sie 
fragen sich: Traue ich mich noch an den 
Wahlkampfstand? Einige hat das ab-
geschreckt. Aber wir haben auch groß-
artige Unterstützung erfahren: Aus 
vielen anderen Bundesländern waren 
Leute vor Ort, die geholfen haben, Flyer 
zu verteilen, Plakate zu hängen und 
am Wahlkampfstand zu diskutieren. 

Nicht nur die politische Kultur, auch 
die Parteienlandschaft verändert sich 
gerade dramatisch. 
Meier: AfD und BSW haben in Sachsen 
und Thüringen fast die Hälfte der Stim-
men geholt, ähnlich sieht das Bild in 
Brandenburg aus. Jetzt wird viel über 
das BSW berichtet, weil mögliche Ko- 
alitionen mit dem populistischen Expe-
riment Wagenknecht-Partei natürlich 

tiefgreifende Fragen aufwerfen. Wir 
dürfen daneben aber nicht verges-
sen, dass in drei Bundesländern rund 
ein Drittel der Menschen rechtsex- 
treme Parteien gewählt haben. Eine 
Schlussfolgerung: Wir dürfen uns 
nicht in die Spirale hinein bewegen, 
wie es die CDU teilweise tut, die den 
aggressiven Ton und die Themen der 
AfD übernimmt. Wir müssen es in 
Bund und Ländern schaffen, auf die 
Sorgen der Menschen so einzugehen, 
dass sie unsere Antworten auf die 
Herausforderungen, vor denen sie 
stehen, auch nachvollziehen können. 

Was macht Ihnen Hoffnung?
Meier: Die engagierten Menschen 
in Sachsen, die sich nicht wegdu-
cken, die sich auch weiterhin enga-
giert in ihrer Kommune oder ihrem 
Verein einbringen. Und das sind oft 
auch die, die deutlich sagen, was 
auf dem Spiel steht: nämlich das, was 
sie 1989 in der friedlichen Revolu-

tion erkämpft und seitdem aufge-
baut haben. Deshalb sollten wir 
uns damit gerade hier in Sachsen 
auseinandersetzen, was Demokra-
tie und Freiheit für uns bedeuten.

Inwiefern?
Meier: Es erschreckt mich, wenn 
Bürger*innen mich fragen: Was 
wollen Sie denn mit Ihrer Demo-
kratie? Es ist unsere gemeinsame 
Aufgabe als Bürger*innen, diese 
Frage zu beantworten. Politik kann 
dabei helfen, Projekte und Einrich-
tungen der Demokratievermittlung 
fördern, Bürgerbeteiligung ermög-
lichen. Am Ende muss aber jede 
und jeder Einzelne diese Frage für 
sich beantworten. Was will ICH mit 
dieser Demokratie? 

Klare Haltung  
zeigen
Die Landtagswahlen in Sachsen, Thü-
ringen und Brandenburg endeten 
bitter. In Sachsen verlieren die Grünen 
die Regierungsverantwortung, in 
Thüringen und Brandenburg sind sie 
nicht mehr im Landtag vertreten. 
Katja Meier, amtierende sächsische 
Justizministerin, über Lehren aus dem 
Wahlkampf – und Zukunftsperspek-
tiven für die Partei in Ost und West.

K A T J A  M E I E R  45, stammt aus Zwickau. Sie 
studierte von 1998 bis 2004 Politik, Geschichte 
und Soziologie und ist seit 2005 Mitglied der 
Grünen. Nach verschiedenen Stationen als politi-
sche Referentin wurde sie 2015 in den Sächsi-
schen Landtag gewählt. 2019 wurde sie sächsische 
Staatsministerin der Justiz und für Demokratie, 
Europa und Gleichstellung.
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Junge Menschen müssen die Aus-
wirkungen der politischen Ent-
scheidungen von heute am längs-
ten tragen. Deshalb ist eine un-
serer wichtigsten Forderungen 
die Senkung des Wahlalters. Bei 
der Europawahl durften 16-Jäh-
rige wählen, bei der kommenden 
Bundestagswahl sind sie nicht 
wahlberechtigt. Die fühlen sich 
doch ihrer Stimme beraubt! Ich 
persönlich träume davon, dass 
man ab Geburt ein Wahlrecht hat, 
unabhängig vom Aufenthalts- 
status. Sobald man sich in ein 
Wähler*innen-Verzeichnis ein-
trägt, darf man auch abstimmen. 
Gleichzeitig müssten wir stark  
in politische Bildung investieren – 
in der Schule, aber auch in der 
demokratisch organisierten Kin-
der- und Jugendarbeit. So wären 
junge Leute als politische Ziel-
gruppe relevant für alle Parteien, 
was sich dann endlich auch in 
den Wahl- und Regierungspro-
grammen niederschlagen würde.

W E N D E L I N  H A A G  38, ist gewähl- 
ter Vorsitzender des Deutschen Bundes- 
jugendrings. Der Verband vertritt die  
Interessen von insgesamt sechs Millio-
nen jungen Menschen.

Der Arbeitsplatz ist oft ein wichtiger Ort für 
Zusammengehörigkeit. Man arbeitet gemein-
sam mit Kolleg*innen an einer Sache oder für 
ein Unternehmen. Dabei entsteht auf natür- 
liche Weise ein Gefühl des Zusammenhalts. 
Um dieses Gefühl zu stärken, sollten Beschäf-
tigte die Möglichkeit haben, ihre Arbeitsbe-
dingungen selbst mitzugestalten und zu ver-
bessern – für sich und für andere. Man nennt 
diese Haltung der gegenseitigen Unterstüt-
zung auch ganz altmodisch Solidarität. Dabei 
helfen den Beschäftigten Gewerkschaften 
und Gremien der betrieblichen Mitbestimmung 
wie Betriebsräte. Werden die Interessen der 
Beschäftigten an ihrem Arbeitsplatz gehört, 
stärkt das nicht nur die Wertschätzung für die 
Leistung des Einzelnen, sondern auch das 
Wir- und das Gerechtigkeitsgefühl – und so 
auch die Demokratie.

L I N A  O H LT M A N N  37, ist Gewerkschaftssekretärin 
bei der Industriegewerkschaft IGBCE. Dort kämpft sie  
für die Rechte und eine angemessene Entlohnung von 
Beschäftigten – und gegen „alte weiße Windmühlen“.

Das wäre wichtig, weil  
es Kindern gut tut, wenn 
sie auch in Kita und Hort 
weibliche und männliche 
Bezugspersonen haben. 
Derzeit sind die Gehälter, 
wie in allen sozialen Be-
rufen, sehr überschaubar 
– nach einer Ausbildung, 
die vier Jahre dauert.  
Das muss sich ändern! 

A N D R E A S  S C H I N K E L 
31, arbeitet seit neun Jahren  
in einem Hort.
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Lasst uns mal eine Vision dessen ent-
werfen, was mit KI-Anwendungen 
möglich sein wird. Beispiel: Gesund-
heitsversorgung. Künstliche Intelli-
genz kann helfen, Therapien zu ver-
bessern, Krankheiten frühzeitig zu  
erkennen und sogar Behandlungswege 
vorzuschlagen. In einer Gesellschaft, 
in der künftig sehr viele alte Menschen 
wenigen Fachkräften gegenüberste-
hen, hilft all dies ungemein. Auch für 
die Suche nach neuen Medikamenten 
kann eine generative KI eingesetzt 
werden. Genauso, wie ich sie beauftra-
gen kann, eine rauchende Katze zu 
zeichnen, kann ich sie auch nach Sub-
stanzen suchen lassen, die die Wirk-
weise bestimmter krankheitsauslösen-
der Enzyme unterdrücken. Das Ergeb- 
nis wird ebenso wenig perfekt sein 
wie die Katzenzeichnung und mensch- 
liche Expertise und Kontrolle benöti-
gen, aber auf dieser Grundlage kann 
man zielgenau weiterforschen. 

Wie alle KI-Technologien bietet eine 
solche Anwendung jedoch auch Ge-
fahren: Eine KI, die helfen kann, ein 
bestimmtes Medikament zu entwi-
ckeln, kann womöglich auch dazu bei-
tragen, einen neuen Krankheitserre- 
ger zu generieren, der eventuell sogar 
perfekt auf eine bestimmte Bevölke-
rungsgruppe zugeschnitten ist. Um sol-
che Risiken zu erkennen, mit ihnen 
umzugehen und sich generell in einer 
sich rasch wandelnden digitalen Welt 
zurechtzufinden, braucht es viel – vor 
allem auch eine digital kompetente 
und mündige Bevölkerung. Wir müssen 
möglichst vielen Menschen allen Alters 
wenigstens fundamentale IT-Kennt-
nisse vermitteln. Und wir müssen uns 

darauf einstellen, ein Leben lang zu 
lernen, um nicht von Entwicklungen 
überrollt zu werden. Der Staat muss 
massiv investieren, etwa indem Be-
schäftigte in kriselnden Wirtschafts-
zweigen eine Unterstützung bekom-
men, um sich für den Umgang mit  
KI weiterzubilden. So ergeben sich 
neue Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
der Zukunft. Auch Fortbildungsan- 
gebote für alle Menschen, wie der kos-
tenlose KI-Campus, müssen viel um-
fassender gefördert und beworben 
werden. Nur wenn Bürger*innen, vor 
allem aber auch Betriebs- und Perso-
nalrät*innen, öffentliche Verwaltun-
gen und Parlamente über umfassendes 
technologisches Verständnis verfügen 
und auch die ethischen Fragestellungen 
begreifen, die mit diesen Herausfor- 
derungen verbunden sind, werden wir 
diese Transformation und ihre gesell-
schaftlichen Folgen steuern lernen – 
statt sie einfach passieren zu lassen.

K E V I N  B A U M  38, ist Informatiker, promo- 
vierter Philosoph und Leiter des Centers for  
European Research in Trusted AI (CERTAIN)  
am Deutschen Forschungszentrum für Künst- 
liche Intelligenz (DFKI). Zudem ist er  
Mitglied von Algoright e.V.,  
einer gemeinnützigen Denk- 
fabrik für gute Digitalisierung.

Aus der Perspektive der Wis-
senschaft ist es unfassbar 
frustrierend, dass so vielen 
Menschen nach wie vor nicht 
klar zu sein scheint, in welchen 
Dimensionen der Klimawan-
del voranschreitet. Trotzdem 
sollten wir Grüne betonen, 
dass die Klimakatastrophe 
nicht unausweichlich und es 
möglich ist, die Welt besser 
zu gestalten – wenn wir die 
Rahmenbedingungen dafür 
schaffen. Die Klimakrise ist 
unfassbar ungerecht. Die  
Folgen werden fast immer 
von den Ärmeren getragen. 
Das gilt global, aber auch in 
Deutschland. Der CO2-Preis 
und das Klimageld sind sehr 
gute Mittel, dem entgegen-
zuwirken. Wenn wir das Geld, 
das wir durch die CO2-Beprei-
sung einnehmen, zu gleichen 
Teilen an die Bevölkerung 
verteilen, ist das ein Weg der 
Umverteilung. Die Menschen 
mit weniger Einkommen sto-
ßen fast immer deutlich we-
niger CO2 aus und machen 
durch diese Maßnahme klar 
Plus. Das Klimageld sollte 
nun als so wichtige Maßnah-
me auch umgesetzt werden. 

N I L S  M O O S D O R F  42, ist Pro- 
fessor für Hydrogeologie, forscht  
am Leibniz Institut in Bremen und  
an der Uni Kiel. Er ist Mitglied der  
Scientists for Future und Mitbegründer 
der Bremer Klimabahn. 

Eine aktuelle Studie belegt, dass US-Unternehmen 
weitaus mehr in Forschung und Entwicklung in-
vestieren als ihre europäischen Konkurrenten – 
auch wenn Forschung ein Prozess ist, der Zeit 
braucht und ergebnisoffen ist. Wenn wir Investi- 
tionen etwa in die Entwicklung nachhaltiger 
oder digitaler Technologien nicht tätigen, siedeln 
sich innovative Firmen nicht bei uns an, sondern 
in anderen Ländern, wo möglicherweise unter ganz 
anderen sozialen, ethischen und ökologischen 
Gesichtspunkten gearbeitet wird. Und: Spitzenkräf-
te wandern ab oder kommen gar nicht erst nach 
Deutschland. Darin liegt das viel höhere Risiko. 

A L E X A N D E R  L I N K  34, stammt aus Schleswig-Holstein, 
studierte in Tübingen und Heidelberg und ist stellv. Sprecher  
der BAG Wissenschafts-, Hochschul- und Technologiepolitik.

Bekommen Eltern genug 
Wertschätzung? Was Allein-
erziehende betrifft: klares 
Nein. Wir haben ein Steuer-
system, das Ehepaare mit 
unterschiedlichen Einkom-
men begünstigt, Solo-Eltern 
aber kaum Erleichterung 
verschafft. Und wenn die 
Forderung laut wird, dass die 
Arbeitszeit erhöht werden 
soll, frage ich mich, wie das 
für sie gehen soll. Derzeit 
arbeiten Mütter im Schnitt 
26 Stunden, Alleinerziehen-
de 31 – und sind damit am 

Anschlag, weil Haushalt und 
Care-Arbeit ja auch noch da-
zukommen. Im Vergleich zu 
Kinderlosen müssen sie aber 
Einkommenseinbußen hin-
nehmen. Gerade bei Tren-
nungsfamilien wirkt sich das 
drastisch aus: Jede zweite 
dieser Familien ist armutsge- 
fährdet. Die Kindergrund- 
sicherung ist dafür so wichtig.

A N N E  D I T T M A N N  34,  
beschäftigt sich als Journalistin und  
Speakerin mit Familienpolitik, vor  
allem mit der Situation von Allein- 
erziehenden.

Die PKV fördert innovative Behandlungsmethoden, 

neue Medikamente und digitale Gesundheitslösungen. 

Das verbessert die medizinische Versorgung für alle.

Mehr Informationen unter:
www.pkv.de/besser-für-alle
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Wie wir in der Klimakrise ins Handeln 
kommen? Die Frage sollte lauten: wo? 
Das größte Potenzial, das Pariser Kli-
maabkommen umzusetzen, haben wir 
in den Kommunen. Leider schreiten 
die Prozesse noch zu langsam voran. Es 
geht um ganz praktische Aufgaben,  
die von den Bürger*innen selbst ange-
packt werden müssen. Ich lebe in  
Nürtingen, in einer Stadt mit 40.000 Ein-
wohner*innen. Dort haben wir eine 
„Klima-Taskforce“ gegründet und schon 
richtig viele Projekte ins Leben geru-
fen. Unsere Arbeitsgruppe Energie orga-
nisiert beispielsweise eine Sammel- 
bestellung für Balkonkraftwerke. Ein 
anderes Projekt heißt „Dämm_it!“ – 
wir dämmen gemeinschaftlich private 
Häuser. Wir bieten Infoabende zur 
Photovoltaik an, haben Bürger*innen 
zu Solar-Berater*innen ausgebildet. 
Ein echter Renner sind unsere Events, 
auf denen Kleidung getauscht, aber 
auch repariert werden kann. Wir rufen 
außerdem gerade eine „Bibliothek der 
Dinge“ ins Leben, wo die Leute Werk-
zeug und Geräte ausleihen können.  
Mit konkreten Klimaschutzprojekten 
kann man begeistern. Sie machen Spaß 
und obendrein kann man dabei noch 
Geld sparen. Wir wollen die Vorteile auf-
zeigen, die der Klimaschutz mit sich 
bringt. Zeigen, dass unsere Stadt dadurch 
lebenswerter wird. Egal, ob es um Ver-
kehrsberuhigung geht oder um die Ge-

staltung von Rückzugsräumen für 
heiße Tage. Wir haben durch diese 
Maßnahmen einen regen Austausch 
mit den Bürger*innen. Ohne dass 
sich die Stimmung immer gleich auf-
heizt. Wir haben Mitstreiter*innen, 
die aus ganz verschiedenen Lagern 
kommen. Menschen sind bereit, sich 
einzubringen. Auf der kommunalen 
Ebene können Projekte angescho-
ben und Bündnisse geschmiedet 
werden, die sonst unmöglich wären. 
Es ist wichtig, die Kommunen zu 
stärken. Es kann nicht sein, dass 
sich eine Stadt nicht leisten kann, 
Klimaschutz umzusetzen, weil sie 
zu wenig Geld zur Verfügung hat. 
Dazu ist das Anliegen zu wichtig. 

C L A R A  S C H W E I Z E R  22, studiert  
Politikwissenschaft und Öffentliches Recht 
in Tübingen und ist Gründerin des Vereins  
Klima-Taskforce e. V. in Nürtingen. Darüber  
hinaus ist sie grünes Mitglied im Gemeinde- 
rat Nürtingen und Kreistag Esslingen. 
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Mit dem Programm zur Bundestagswahl 2025 legen wir 
den Grundstein für eine herausfordernde Mission: Nach 
vier Jahren grüner Regierungsbeteiligung zeigen wir auf, 
warum wir weiter Verantwortung für unser Land über- 
nehmen und wie wir es gestalten wollen. Wir wollen zu-
sammen ein Programm schreiben, das nach vorne gerichtet 
ist – und das Hoffnung und Zuversicht vermittelt.

Unsere Bundesarbeitsgemeinschaften haben bereits priori-
täre Projekte erarbeitet. Auch Verbände, NGOs und Initiati-
ven können sich einbringen. Auf der BDK wollen wir mit dir 
den Stand der Dinge in Workshops diskutieren. Nach der 
Vorstellung des Entwurfs Mitte Januar laden wir euch sowie 
die Verbände und NGOs zu weiteren Workshops ein.

Wende dich bei Fragen an programm25@gruene.de

Mission Bundestagswahl- 
programm 2025
Ein Wahlprogramm schreibt sich nicht von selbst: Wie wir 
uns thematisch für die Bundestagswahl 2025 aufstellen. 

Solarenergie ist nicht zu stoppen. 
Sie ist die günstigste Energieform 
aller Zeiten. Supereinfach zu bauen 
und vielseitig. Mittlerweise gibt  
es sogar Zäune aus sogenannten bi-
fazialen Modulen, die auf beiden 
Seiten Sonne ernten. Zu den vielen 
Vorteilen von Solarenergie gehört, 
dass diese Projekte schnell umzuset-
zen sind und innerhalb des geplan-
ten Budgets bleiben. Wir müssen die-
se enormen Kostenvorteile nutzen 
und möglichst vielen Leuten ermög-
lichen, mitzumachen. Der Erfolg 
der Erneuerbaren ist unmittelbar 
mit Dezentralität verbunden. Die-
ses Geflecht aus unendlich vielen 
kleinen und mittleren Projekten 
müssen wir umarmen und feiern. 
Die Nutzer*innen, ob privat oder  
industriell, werden lernen, geschickt 
mit den Peaks zu arbeiten: Die 
wahre Herausforderung besteht ja 
darin, die Energie zum richtigen 
Zeitpunkt zu nutzen und den Rest 
zu speichern. In Form von Batteri-
en, die gerade immer günstiger und 
effizienter werden.

Aber auch in Form von thermischen 
Speichern. Ich habe selbst drei 
Energiespeicher-Startups mit auf-
gebaut. Das ist kein Hexenwerk. 
Wärme macht 50 Prozent unseres 
Energiebedarfs aus und ist leicht 
speicherbar, ob als Prozesswärme 
für die Industrie oder im Privat-
haushalt. Wenn die Marktregeln es 
honorieren, vernetzen sich die  
unterschiedlichen Speicher ganz au-
tomatisch. Technisch ist das alles 

Der Start ins eigene Leben ist für 
uns junge Menschen nicht einfach: 
Lebensmittel sind teuer, Mieten  
unerschwinglich. Das geht finanziell 
ans Limit. Der einzige Weg ist eine 
WG, doch auch ein Zimmer dort kos-
tet meist mehr, als man mit einem 
Minijob verdienen kann. Wenn man 
überhaupt ein Zimmer findet: Man 
muss privat Leute kennen oder ver-
mögende Eltern haben, sonst hat 
man mit Anfang 20 in einer Großstadt 
kaum eine Chance. Wien erscheint 
einem da wie ein Traum: Ein Viertel 
aller Wiener*innen lebt in einer 
günstigen, städtischen Wohnung, und 
es gibt ein Amt, an das man sich 
wenden kann. Selbst wenn sich das 
in Deutschland so nicht realisieren 
lässt: Würde der Staat so viele Woh-
nungen bauen, wie er versprochen 
hat, und dort die Mieten niedrig hal-
ten, wäre schon viel geholfen. 

F E L I X  S C H O R L E M M E R  21, hat gerade 
die Schauspielschule abgeschlossen und  
arbeitet Teilzeit als Lagerist, um finanziellen 
Rückhalt für den Aufbau seiner Karriere zu 
haben.

sehr leicht machbar. Dazu kommt 
dann noch der grüne Wasserstoff. 
Der kann Sonnen- und Windenergie 
monatelang speichern und gut in 
Pipelines, etwa umgebauten Gas-
leitungen, transportiert werden. 
Diejenigen Staaten, die es schaffen, 
die Erneuerbaren effektiv zu nut-
zen, werden die führenden Wirt-
schaftsnationen der Zukunft sein. 
Das ist glasklar, und die allermeisten 
Unternehmen wissen das auch.  
Hier in Deutschland wird uns helfen, 
dass die Leute so viel Spaß daran 
haben zu optimieren und zu sparen. 
Wichtig ist bei alldem, dass es die 
richtigen Preissignale gibt. Auch 
um das Kapital zu mobilisieren, das 
wir brauchen. Die Kostenvorteile 
der Erneuerbaren müssen jetzt bei 
den Menschen ankommen. Wir 
brauchen weniger Restriktionen, 
einfachere Regeln und maximale 
Flexibilität. Wenn wir das schaffen, 
werden die Leute verstehen, dass 
wir keine Verbots-, sondern eine  
Ermöglichungspartei sind. Wir müs-
sen klarer über die vielen Vorteile 
sprechen, die wir dank der Energie-
wende haben werden.

P H I L I P  H I E R S E M E N Z E L  50, ist 
Volkswirt, Firmengründer und Sprecher  
der BAG Energie des parteiinternen Think 
Tanks der Grünen zum Thema Energie- 
wende sowie Sprecher des Sprecher*innen-
rats aller 25 BAGen.

Z E I T P L A N

September 2024 
Cluster-Sitzungen der Bundesarbeits- 

gemeinschaften

15.-17. November 2024 
Workshops bei der BDK in  

Wiesbaden

Mitte Januar 2025 
Vorstellung Programmentwurf durch den 

Bundesvorstand

Im Anschluss 
Regionalforen und Workshops zum Entwurf, 
Austausch mit Ländern, Verbänden, NGOs

21. Februar 2025
Antragsschluss für Änderungsanträge  

zum Programm

28.-30. März 2025
Programm-BDK in Berlin

Alternative Kommunalpolitik (AKP) e.V. 
Luisenstr. 40  |  33602 Bielefeld  |  akp@akp-redaktion.de

Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels für Mensch und 
Umwelt stehen im Mittelpunkt dieser Ausgabe. Es geht um 
 Strategien, Konzepte und Pläne, Stadtbäume und invasive Arten, 
 historische Gärten und Umbaukultur.

Ausgabe 
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www.akp-redaktion.de

Einzelpreis: 13 Euro  
plus Versandkosten 1,70 Euro
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V.l.n.r.: Henry Schramm, Judith Demba, Victor Liebrenz, Christina Weiske, Dorrit Nessing-Stranz, Friedrich Heilmann

G R Ü N D U N G  G R Ü N E 
P A R T E I  D E R  D D R

Am 24. November 1989 grün-
det sich aus den Reihen der 
Umweltbewegung in Halle 
die „Grüne Partei in der DDR“. 
Der erste Parteitag folgt im 
Februar (Bild). Bei der Bun-
destagswahl 1990 fliegen die 
West-Grünen aus dem Bun-
destag, weil sie den Wunsch 
der Mehrheit nach Wieder-
vereinigung unterschätzen. 
Ost-Grüne und Bündnis 90, 
in dem sich große Teile der 
DDR-Bürgerrechtsbewegung 
versammelt hatten, schaffen 
den Einzug – der Osten ret-
tet das grüne Gesamtprojekt.

G R E N Z Ö F F N U N G 
U N D  M A U E R F A L L

Der 9. November 1989:  
Bilder, die um die Welt gehen. 
Tausende Ostberliner*innen 
reißen Grenzen nieder und 
tanzen auf der Mauer, die 
Berlin 28 Jahre lang geteilt 
hat. 

M O N T A G S D E M O N S T R A T I O N

In Leipzig, in Schwerin (Bild) und in vielen 
anderen Städten kommen 1989 immer mehr 
DDR-Bürger*innen zusammen. Aus Friedens-
gebeten werden Massendemonstrationen. 
„Wir waren auf alles vorbereitet, nur nicht auf 
Kerzen und auf Gebete“, wird DDR-Spitzen-
funktionär Horst Sindermann zitiert. 

Was im Herbst 1989 passiert, ist auch 
im Rückblick noch unfassbar: Ohne  
Gewalt zwingen die Menschen die DDR- 
Diktatur in die Knie. Was mit einigen 
mutigen Oppositionellen beginnt, endet 
in einer friedlichen Revolution. Nach 
dem Mauerfall gründen Mitglieder der 
DDR-Umweltbewegung die ostdeutsche 
Grüne Partei. Ein Rückblick in Bildern.

B Ü N D N I S  9 0/ D I E  G R Ü N E N 

Erst schließen sich West- und Ost-Grüne zusammen,
im Jahr 1993 dann Die Grünen und das Bündnis 90.
Der Weg zum Vereinigungsparteitag in Leipzig 1993
(Bild) ist steinig, lohnt sich aber. Das Land erlebt  
das seltene Beispiel einer ost-westdeutschen Vereini-
gung auf Augenhöhe.
Mehr Infos über die Fusion von Bündnis 90 und den 
Grünen findet ihr in der Ausgabe 3/2018 unseres  
Magazins: gruene.de/fusion und in unserer Chronik: 
gruene.de/unsere-gruene-geschichte

U M W E L T B E W E G U N G 

Smog, Giftmüllkippen, vergiftete 
Flüsse: Auch die katastrophale 
Umweltsituation in der DDR ist 
ein Auslöser der friedlichen  
Revolution. Seit den 1970er-Jahren 
hatten sich oppositionelle Um-
weltgruppen gebildet. Sie treffen 
sich an Orten wie der Berliner 
Umweltbibliothek (Bild), die über-
all im Land entstehen. 
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Europagruppe  
Grüne

Wir, die Europagruppe Grüne, stehen  
vor herausfordernden Jahren. Das  
Europaparlament hat sich durch den  
massiven Rechtsruck nach den  
Europawahlen verändert. Die Rechten 
wollen Europa schwächen. Doch  
das werden wir nicht zulassen!

Wir heißen alle Leser*innen herzlich  
willkommen auf den Europaseiten  
und wünschen spannende Einblicke.

EURE EUROPAGRUPPE GRÜNE

Grüne
in Verantwortung

Wirtschaft
im Kreislauf

Die Arbeit
geht weiter

Europas Werte
verteidigen

Den Green Deal
vollenden

Für die Ökologisierung
der ländlichen Räume

Nach dem massiven Rechtsruck ist das Europaparlament ein 
anderes. Die Rechten wollen Europa destabilisieren und 
stellen nationale Interessen über die Werte, die uns ausma-

chen. Deshalb haben wir Grüne uns der Verantwortung gestellt 
und Ursula von der Leyen gewählt: Wir wollen die demokratische 
Mitte stärken und verhindern, dass die EU-Kommissionspräsidentin 
bei den Rechten in der Bringschuld steht. 
 
Dafür haben wir Prioritäten für den Green Deal, für ein soziales 
Europa sowie Maßnahmen zum Schutz von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit durchgesetzt. Werden die kommenden fünf 
Jahre einfach? Nein. Aber ich bin dafür angetreten, dass wir für 
eine offene, tolerante und inklusive Gesellschaft streiten. Unser 

Europa ist stolz auf seine Vielfalt. Lasst  
uns eine bessere Zukunft für kommende  
Generationen schaffen. 

Mit einheitlichen Ladekabeln und dem Recht auf Reparatur 
wird der Alltag von Europäer*innen bequemer durch hohen 
Schutz der Verbraucher*innen und Kreislaufwirtschaft.  

Als Vorsitzende des Ausschusses für Binnenmarkt und Schutz der 
Bürger*innen werde ich in der neuen Legislaturperiode den Schutz  
der Verbraucher*innen fit machen für die rasante Digitalisierung und 
den Onlinehandel. Vor allem werde ich mich stark machen für ein 
EU-Gesetz für Kreislaufwirtschaft mit klaren Vorgaben zur Verringe-
rung unseres massiven Ressourcenverbrauchs und einen Binnen-
markt für gebrauchte Produkte und Materialien. Ein wichtiger Hebel 
für den Green Deal wird die Neuausrichtung der öffentlichen Be-
schaffung sein, mit der wir die Nachfrage nach nachhaltigen Waren 
und Dienstleistungen ankurbeln. So wird der Binnenmarkt schritt-

weise zum Werkzeug gegen die Klimakrise.

In der letzten Legislaturperiode haben wir an der Seite der  
Aktivist*innen im Iran, für die Unterstützung der Ukraine  
und für die Rechte von Frauen in Afghanistan gestritten. Gleich- 

zeitig haben wir uns gegen Hass und Hetze im Netz und auf  
unseren Straßen engagiert und der Desinformation entgegen- 
gewirkt, die unsere Debatten vergiftet. Bei den letzten Europa- 
wahlen sind die Rechten und Putinversteher*innen stärker  
geworden und damit ist unsere Arbeit zu diesen Themen wich- 
tiger denn je. Ich werde mich weiter in den entsprechenden  
Ausschüssen und Debatten engagieren, um eine starke demo- 
kratische Zivilgesellschaft in Europa zu fördern, eine euro- 
päische Außenpolitik zu entwickeln, die alle Menschen gleicher- 
maßen in den Blick nimmt, und eine effektive europäische  

Verteidigungspolitik voranzutreiben. 

Robuste Rechtsstaatlichkeit, eine werte- und strategie- 
geleitete Außenpolitik und eine transformative Digital- 
politik, die Europa als Standort für Innovation und  

Industrie positioniert – das sind weiterhin meine Themen im  
Europaparlament. Für die anhaltende Unterstützung der  
Ukraine und volle Solidarität mit den Ukrainer*innen werde  
ich mich so lange und vehement einsetzen wie nötig. Den  
Weg der Ukraine und weiterer Länder der östlichen Partner- 
schaft in die EU will ich in dieser Legislaturperiode mitge- 
stalten. Das von mir initiierte Europäische Vereinsrecht zum 
Schutz der Zivilgesellschaft ist endlich auf der Zielgera- 
den. Es gilt nun, dieses mit den EU-Mitgliedstaaten zu ver- 
handeln und zum Wohle der Zivilgesellschafft zu einem  

Erfolg zu machen. Es gibt wieder viel  
zu tun – packen wir es an! 

Der europäische Green Deal ist das erfolgreichste Gesetzes- 
paket zum Klimaschutz in der Geschichte der EU. Er hat  
den europäischen Klimakurs um mehr als ein Grad Celsius  

verbessert. Doch es bleibt unglaublich viel zu tun! Ich möchte,  
dass gute Jobs in Fabriken für Windkraftanlagen, Solarmodule und 
bei der Herstellung von Zügen und E-Autos entstehen. Mit der  
Modernisierung der Industrie und der Wirtschaft können wir das  
Versprechen einer gerechten Zukunft für alle einlösen. Dafür setze 
ich mich weiter im Europäischen Parlament ein! Gemeinsam mit 
euch möchte ich für Klimaschutz in Europa und den klimasozialen 
Umbau der Wirtschaft, Industrie und Gesellschaft streiten. Mit  
dem EU-Klimagesetz, dem CO2-Emissionshandel und dem Aus für 
Verbrenner haben wir Erfolge gefeiert. Aber wir sind noch lange 

nicht fertig und können den Green Deal zum 
europäischen Erfolgsmodell machen. 

Die zehnte Legislaturperiode des Europäischen Parlaments  
wird keine einfache werden. Durch die Stärkung der  
Rechten und Rechtsextremen werden Klima, Umwelt und 

ländliche Regionen aus dem politischen Sichtfeld geschoben.  
Ich will mit meiner politischen Arbeit im EU-Agrar- und Umwelt- 
ausschuss aber genau diese Themen in den Fokus stellen. Im  
Umweltausschuss werde ich weiter für eine klare Kennzeichnung 
und Rückverfolgbarkeit von neuer Gentechnik streiten. Weiter- 
hin setze ich mich für eine nachhaltige Forststrategie ein, die Hand  
in Hand mit einer Stärkung des Klimaschutzes gedacht werden 
 muss. Denn nicht nur der Verlust an Biodiversität, sondern auch  
Hitze und Wassermangel führen zu erheblichem Stress im Wald.  
Auf der Tagung „Wald im Spannungsfeld von Ökologie und Öko- 

nomie“ am 22. November in Bad Zwesten  
werden wir das Thema diskutieren.

Europagruppe GRÜNE /  
Europäisches Parlament
www.gruene-europa.de
info@gruene-europa.de
twitter: @gruene_europa
facebook.com/europagruene

Verantwortlicher Europaseiten:  
Aldo Caruso

TERRY REINTKE
Europa ist stark, wenn wir gemeinsam für 
unsere Demokratie einstehen.  
Gegen Rechts.

ANNA C AVA ZZINI
Als Vorsitzende des Binnenmarktaus-
schusses streite ich für ein Gesetz für 
Kreislaufwirtschaft.

HANNAH NEUMANN
Folgt mir auf Instagram oder TikTok  
für mehr Infos und sendet mir dort  
gerne Anregungen und Feedback.

SERGE Y L AGODINSK Y
Als Vorsitzender der Parlamentarischen 
Versammlung EuroNest werde ich die 
Östliche Partnerschaft stärken.

MICHAEL BLOSS
Lasst uns den Green Deal verteidigen! 
Packen wir das gemeinsam an: michaelb-
loss.eu/newsletter

MARTIN HÄUSLING
Ich setze mich dafür ein, dass die  
Gemeinsame Agrarpolitik an Nachhaltig-
keitsparametern ausgerichtet wird. 
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Diversität
schützen

Green Deal
2.0

Für ein Europa
der Menschenrechte

Liest hier
noch jemand mit?

Vielfalt, Menschenrechte, Minderheitenschutz: Das, wofür  
die Europäische Union als Hüterin steht, versuchen die  
Faschist*innen nun von innen auszuhöhlen. Mehr denn je  

müssen wir gemeinsam mit den progressiven Stimmen im Europa- 
parlament die Fahne für ein inklusives, soziales, feministisches  
Europa hochhalten. Das Europäische Parlament ist nach dieser Europa-
wahl nicht diverser – ganz im Gegenteil. Von 720 Abgeordneten 
bleibe ich die einzige weibliche Person mit einer sichtbaren Behinde-
rung. Diversität scheint derzeit keine Priorität zu haben. Bereits  
jetzt hat die EU-Kommission die EU-Antidiskriminierungsrichtlinie von 
der Tagesordnung gestrichen. Trotzdem: Der Enthusiasmus bei den 
Paralympics in Paris zeigt, dass jetzt der Zeitpunkt ist, um ein inklu-
sives und barrierefreies Europa voranzubringen. 2025 wird die EU von 

der UN auf die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention geprüft. Gemeinsam mit  
Aktivist*innen werden wir diesen Moment nut-
zen, um unsere Rechte einzufordern. 

Der Green Deal gerät unter Druck. Noch nie gab es im Euro- 
päischen Parlament so viele Rechtsextreme und Rechts- 
populist*innen, die das Erreichte bei Energie und Klima  

rückgängig machen und Natur- und Umweltschutz ganz ab- 
schaffen wollen. Die Europäische Volkspartei mit der CDU/CSU  
und Frau von der Leyen müssen sich entscheiden, ob sie an  
der Seite der Europafeind*innen oder geschlossen für eine demo- 
kratische und nachhaltige Zukunft stehen. Es ist an uns, deut- 
lich zu machen, dass der Schutz unserer Überlebensgrundlagen  
weder parteipolitisches Einzelinteresse ist, noch auf Kosten  
der Schwächsten in unserer Gesellschaft erfolgen darf. Es gilt  
also, aus dem Energy and Climate Deal der letzten Legislatur- 
periode einen Green and Social Deal zu machen! 

Uns als Grüne Delegation stehen herausfordernde Jahre bevor,  
in denen in doppelter Hinsicht Verantwortung auf uns zu 
kommt. Einerseits tragen wir mit den anderen demokratischen 

Fraktionen die Verantwortung, dass Rechtsextreme keine politi- 
sche Macht in Europa bekommen und sich ihre Narrative ausbreiten. 
Andererseits wollen wir möglichst viele grüne Inhalte umsetzen,  
dafür sind wir gewählt. In der aktuellen Migrationsdebatte merken 
wir, wie schnell rechtsstaatliche Grundsätze, aber auch der euro- 
päische Zusammenhalt, durch populistische Debatten gefährdet  
werden können. Die zentralen Herausforderungen in Deutschland 
und Europa sind vielfältig. Allzu viele versuchen, diese Komplexität 
hinter plumper Stimmungsmache gegen Asylsuchende und das Asyl-
recht zu verstecken. Wir werden weiter dafür streiten, dass mit  

pragmatischen Ansätzen die Menschenwürde 
und das Asylrecht verteidigt und die Proble- 
me bei Integration und Arbeitskräftemangel 
angegangen werden. 

Seit fünf Jahren veröffentliche ich auf diesen letzten Seiten im 
Mitgliedermagazin kleine Texte und ich frage mich jedes  
Mal, ob bis hier hinten auf diesen Sammelseiten noch eine*r 

von euch dabeibleibt und mitliest. Deswegen interessiert mich  
euer Feedback. Wenn ihr diesen Text lest, schreibt mir eine Mail  
an daniel.freund@ep.europa.eu und sagt mir gern, welche euro- 
päischen Inhalte ihr hier am liebsten lesen würdet. Als Dank für  
eure Mühen schicke ich euch gerne einen Europaschal zu. Falls  
ihr mich nicht kennt: Ich bin Daniel Freund, seit 2019 euer Europa- 
abgeordneter und in meiner politischen Arbeit streite ich gegen  
Korruption und für saubere Politik.

K ATRIN L ANGENSIEPEN
Im Sozial-, Verbraucher*innen- und Frau-
enausschuss streite ich für ein inklusives 
und barrierefreies Europa.

JUT TA PAULUS
Unser Überleben sichern gesunde 
Ökosysteme. Sie liefern Trinkwasser, 
saubere Luft und fruchtbare Böden. 

ERIK MARQUARDT
Als Delegationsleiter der Europagruppe 
Grüne streite ich für Menschenrechte 
und für ein faires Asylsystem.

DANIEL FREUND
Ich streite gegen Korruption und für  
saubere Politik.

Digitales
Made in Europe

Mehr
Investitionen

Wir müssen unsere Demokratie vor Radikalisierung im  
digitalen Raum schützen. Wir haben in Europa gute  
Gesetze verabschiedet, um Hass, Hetze und Desinfor- 

mation einzudämmen und gleichzeitig die Meinungsfreiheit zu  
stärken. Aber langfristig müssen wir in Europa auch die Techno- 
logien selber beherrschen. Die autoritären Pläne von Donald  
Trump zeigen, wie gefährlich es ist, wenn unsere Technologie  
komplett von US-Konzernen abhängig ist, die auch die techni- 
sche Infrastruktur kontrollieren. Ich streite für den Aufbau einer  
eigenen europäischen Infrastruktur und Unternehmensland- 
schaft, die nicht auf Überwachung und Monopolen beruht. Denn  
dieses Geschäftsmodell macht Hass und Desinformation so  
gefährlich. Deshalb müssen wir in Europa in öffentliche digitale  

Infrastruktur investieren und auf offene  
Standards und Protokolle setzen, damit  
unsere Unternehmen und Start-Ups wieder 
wettbewerbsfähig werden.

Viele grüne Forderungen haben es in die politischen Leit- 
linien der EU-Kommission für die kommende Legislatur- 
periode geschafft. Darauf können wir stolz sein. Als Wirt-

schafts- und Finanzpolitiker freut mich besonders die geplante  
Schaffung eines Europäischen Fonds für Wettbewerbsfähigkeit.  
Das ist eine Idee, für die wir Grüne schon lange werben. Der  
Fonds darf aber nicht zum Rohrkrepierer werden. Er muss groß- 
zügig ausgestattet sein und gezielt die Umstellung unserer  
Volkswirtschaften auf Grün gewährleisten. Das ist unumgäng- 
lich, wenn wir das Klimaziel von 90 Prozent bis 2040 erreichen  
wollen. Dafür muss sich Ursula von der Leyen nun in den eigenen 
Reihen und bei den Regierungen der EU-Mitgliedstaaten einset- 
zen. Die Bundesregierung steht da leider auch noch auf der Bremse. 

ALE X ANDR A GEESE
Lasst uns in Europa eine eigene Tech- 
Szene aufbauen, die die Demokratie  
im digitalen Zeitalter stärkt.

R A SMUS ANDRESEN
Als Wirtschafts- und Finanzpolitiker 
streite ich im Europaparlament für ein 
besseres Europa.

Die Delegationsleitung der Europagruppe Grüne: Sprecher Erik Marquardt und  
Stellvertreter*innen Hanna Neumann, Alexandra Geese und Sergey Lagodinsky.

Gemeinsam
für ein grüneres Europa

In Europa stehen wir vor herausfordernden Jahren. In der Klima- 
politik, im Einsatz für den Frieden, bei der Migration oder  
den Herausforderungen von Desinformation und Populismus. Die 

großen Fragen unserer Zeit lassen sich lägst nicht mehr in den 
Hauptstädten Europas gestalten. Sie erfordern den Zusammenhalt 
der Europäischen Union. Wir Grüne sind entschlossen, mehr Ver- 
antwortung zu übernehmen – für den Zusammenhalt in Europa und 
die Weiterentwicklung der Europäischen Union. Im Wahlkampf  
haben wir versprochen, entschlossen für unsere Werte einzutreten 

und sicherzustellen, dass der Aufstieg der Rechtsextremen ge- 
stoppt wird. Dieser Verantwortung stellen wir uns mit zwölf Europa- 
abgeordneten mit Nachdruck. Trotz des enttäuschenden Wahl- 
ergebnisses werden wir als Delegation alle Bundesländer, Bundes- 
arbeitsgemeinschaften und Themen abdecken. Wir freuen uns,  
wenn ihr uns Europaabgeordneten in den sozialen Medien folgt und 
uns eure Ideen und Anregungen schreibt oder Fragen stellt. Und  
natürlich freuen wir uns auch über Einladungen in die Kreisverbände, 
um aus Europa zu berichten und für Diskussionen zur Verfügung  
zu stehen. Besonders im anstehenden Bundestagswahlkampf sollte 
Europa zentraler Anker unserer grünen Politik sein. 

„Wir Grüne sind entschlossen,  
mehr Verantwortung zu  

übernehmen – für den Zusammenhalt  
in Europa und die Weiterent- 

wicklung der Europäischen Union.“
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I M P R E S S U M

15.–17.11.24 
50. Bundesdelegiertenkonferenz: 

Bei unserem Jubiläumsparteitag stellen wir die Weichen  
für das Bundestagswahljahr. Der Bundesvorstand  

wird in Wiesbaden sein Amt geschlossen niederlegen und  
bis dahin die Geschäfte weiterführen. Auf der BDK  

wird dann ein neuer Bundesvorstand gewählt. Zudem  
stimmen wir wie immer über verschiedenste Anträge ab. 

Mehr Infos unter gruene.de/bdk 

6.–8.12.24 
EGP-Congress: 

Die European Green Party (EGP) setzt sich aus nationalen  
Parteien zusammen, die grüne Werte teilen und die  

nicht nur in der EU, sondern in ganz Europa aktiv sind. Beim  
EGP-Congress kommen sie zusammen, um sich zu  

vernetzen, voneinander zu lernen und inhaltliche Positionen  
zu verhandeln. Dieses Mal wird die neue Legislatur- 
periode des Europaparlaments und die Neuwahl des  

Vorstandes im Zentrum stehen.  
Mehr Infos unter europeangreens.eu 

2.3.25
Bürgerschaftswahl in Hamburg:

Die Bürger*innen in Hamburg wählen am 2. März 2025  
eine neue Bürgerschaft.  

Mehr unter gruene-hamburg.de/wahl  

28.–30.03.25
51. Bundesdelegiertenkonferenz: 

Bei unserer Programm-BDK stimmen wir über das Wahl- 
programm ab, mit dem wir in den Bundestagswahlkampf gehen.  

Siehe dazu auch Seite 25 in diesem Heft.

28.9.25
Bundestagswahl:  

Im kommenden Jahr wird ein neuer Bundestag gewählt.  
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hat  

als Termin den Sonntag, 28. September 2025, festgelegt. 

zeitung für morgen
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Mach mit im  
Bundestagswahlkampf!

FÜR STARKE GRÜNE

Am 28. September 2025 finden die nächsten Bundestagswahlen statt. Wir kämpfen dabei für starke GRÜNE – für mehr 
Klimaschutz, mehr Gerechtigkeit, eine starke Demokratie und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Schon jetzt kannst du 
dich einbringen und für den Wahlkampf unsere Partei unterstützen. Mach mit im großen grünen Team!

Sprich mit Verwandten, Freund*innen,  
Nachbar*innen oder Arbeitskolleg*innen 
über grüne Politik. Hier findest du Infos,  
was Grüne in der Regierung erreicht haben. 
gruene.de/artikel/drei-jahre-regierungsbilanz-ampel

Teile grüne Beiträge auf deinen Social Media Kanälen 
–  bei Instagram, Facebook, TikTok & Co.

Bleib auf dem Laufenden! Wenn du regel-
mäßig über Aktionen und über unsere 
Arbeit informiert werden möchtest, trag 
dich in unseren Mail-Verteiler ein. 
gruene.de/aktionen/newsletter

Du kannst auch über unseren  
WhatsApp-Kanal informiert bleiben. 
whatsapp.com/channel/ 
0029VadW99X2kNFogn540h07

Unterstütze uns mit deiner Spende für 
einen starken grünen Wahlkampf.
gruene.de/aktionen/deine-spende-fuer-gruen

Bring dich ein und rede mit deinem Kreis- 
oder Ortsverband, dass du im Wahlkampf 
mitmachen willst. Vor Ort kannst du dich 
direkt beteiligen und z.B. bei Aktionen 
mitmachen oder an Wahlkampfständen, 
beim Haustürwahlkampf und beim 
Plakatieren unterstützen oder inhaltliche 
Themen diskutieren und bearbeiten. 
gruene.de/gruene-vor-ort


